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A. Bericht des Abgeordneten Schlick: 


Die Bundesregierung hat dem Bundestag den 
Entwurf eines Gesetzes über das Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Vereinigten Königreich von Großbritannien und 
Nordirland vom 18. August 1954 zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der 
Steuerverkürzung bei den Steuern vom Einkom- 
men (Drucksache 1004) vorgelegt. Da der Vertrag 
sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung be- 
zieht, ist nach Art. 59 Abs. 2 GG in Verbindung mit 
Art. 105 Abs. 3 GG die Zustimmung des Bundes- 
tages und des Bundesrates zu den getroffenen Ver- 
einbarungen erforderlich. Das Abkommen ist in 
Großbritannien bereits vom Parlament gebilligt 
worden. 

Nachdem die britische Regierung Anfang des 
Jahres 1951 einen Vertragsentwurf übermittelt 
hatte, wurden die Verhandlungen über das Ab- 
kommen im Juli 1952 in London, im Novem- 
ber/Dezember 1952 in Bonn und im Februar 1953 
wieder in London geführt; sie wurden mit einer 
Einigung über alle wesentlichen Fragen des ma- 
teriellen Inhaltes abgeschlossen. Sie lagen also zeit- 
lich vor den Besprechungen über ein deutsch- 
amerikanisches Doppelbesteuerungsabkommen, die 
im März 1953 begannen. Die Unterzeichnung des 
Abkommens verzögerte sich aber, weil die Ver- 
tragstaaten sich noch über einige staatsrechtliche 
und redaktionelle Fragen einigen mußten, so daß 
das Abkommen erst am 18. August 1954 — nadi 
dem am 22. Juli 1954 geschlossenen Abkommen mit 


den Vereinigten Staaten (Drucksache 894) — unter- 
zeichnet werden konnte. 

Mit Großbritannien hat bisher kein allgemeines 
Doppelbesteuerungsabkommen bestanden. Die 
deutsch-englischen Abkommen zur Beseitigung der 
Doppelbesteuerung von Schiffahrtsunternehmun- 
gen vom 17. Januar 1928 (Deutscher Reichsanzeiger 
und Preußischer Staatsanzeiger Nr. 31 von 1928) 
und über die Befreiung der Einkünfte aus Luft- 
verkehrsbetrieb von der Einkommensteuer vom 
10. November 1937 (Deutscher Reichsanzeiger und 
Preußischer Staatsanzeiger Nr. 266 von 1937) sind 
nach dem Kriege nicht mehr angewandt worden. 

Auch im Verhältnis zu Großbritannien konnte 
wie gegenüber den Vereinigten Staaten kein Ver- 
tragsmuster in der Art der von dem früheren 
Deutschen Reich geschlossenen Abkommen verwen- 
det werden, da das Steuerrecht und die Praxis der 
Doppelbesteuerungsabkommen in beiden Staaten 
verschieden sind. Der dem Abkommen zugrunde 
liegende Entwurf entspricht einem Vertrags- 
muster, das von Großbritannien ausgearbeitet und 
im Verhältnis zu einigen anderen Staaten bereits 
erprobt worden ist; es waren aber wesentliche Ab- 
änderungen und Ergänzungen notwendig, um 
diesen Entwurf in gewissem Umfange dem deut- 
schen Steuerrecht und der deutschen Vertrags- 
praxis anzupassen. Im äußeren Aufbau und in 
seiner sprachlichen Fassung sowie hinsichtlich des 
persönlichen und sachlichen Geltungsbereichs ist 
das Abkommen dem Doppelbesteuerungsabkom- 
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men mit den Vereinigten Staaten von Amerika 
ähnlich. 

Das Abkommen soll nach seinem Inkrafttreten 
in der Bundesrepublik und im Land Berlin erst- 
malig für die Steuern vom Einkommen gelten, die 
für den Veranlagungszeitraum 1953 erhoben wer- 
den (Art. XXI Abs. 3 Buchstabe b). Steuern vom 
Einkommen sind in der Bundesrepublik die Ein- 
kommensteuer, die Körperschaftsteuer und das 
Notopfer Berlin; im Land Berlin die Einkommen- 
steuer, die Körperschaftsteuer und das bis zum 
31. März 1953 erhobene Währungsnotopfer. In 
Großbritannien soll das Abkommen bei der Ein- 
kommensteuer (income tax) erstmalig für das am 
6. April 1953 beginnende Steuer jahr, bei der Über- 
steuer (surtax) erstmalig für das am 6. April 1952 
beginnende Steuer jahr gelten. Für die erstmalige 
Anwendung des Abkommens bei der Gewinnsteuer 
(Profits tax) und der bis Ende 1953 erhobenen 
Übergewinnsteuer (excess profits levy) gibt 
Art. XXI noch besondere Regelungen. Das Abkom- 
men ist auch auf andere Steuern anzuwenden, die 
im wesentlichen ähnlich geartet sind und nach 
seiner Unterzeichnung in einem der Vertrag- 
staaten eingeführt werden. Für Steuern vom Ver- 
mögen, Realsteuern — zu denen vor allem die 
Gewerbesteuer gehört — sowie die indirekten 
Steuern vom Verkehr und Verbrauch gilt es nicht; 
eine Ausnahme bildet nur der Art. XVIII, der die 
Wirkung einer steuerlichen Meistbegünstigungs- 
klausel hat und sich auf Steuern jeder Art bezieht. 

Der persönliche Anwendungsbereich des Ab- 
kommens ist gegenüber den früher vom Deutschen 
Reich geschlossenen Abkommen erweitert. Das 
Abkommen gilt nicht nur für Staatsangehörige der 
beiden Vertragstaaten, sondern für alle natür- 
lichen Personen, die in der Bundesrepublik oder 
im Land Berlin ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben oder im Vereinigten Königreich 
ansässig (resident) sind, sowie für juristische Per- 
sonen oder steuerlich den juristischen Personen 
gleichgestellte Rechtsträger, die den Ort ihrer Ge- 
schäftsleitung in einem der Vertragstaaten haben. 
Die Staatsangehörigkeit einer Person spielt bei der 
Anwendung des Abkommens nur noch eine unbe- 
deutende Rolle; sie ist von Bedeutung in Art. IX 
(Besteuerung von Bezügen aus öffentlichen Kassen) 
und in Art. XVIII (Verbot der steuerlichen Diskri- 
minierung auf Grund der Staatsangehörigkeit). 

Da die Anwendung des Abkommens im wesent- 
lichen von örtlichen Voraussetzungen abhängt 
(Wohnsitz usw. in einem der Vertragstaaten), ist 
der örtliche Anwendungsbereich von besonderer 
Bedeutung. Das Abkommen gilt im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland und im Land Berlin sowie in Groß- 
britannien und Nordirland außer den Kanalinseln 
und der Insel Man. Das Abkommen kann nach 
seinem Art. XIX auf britische Gebiete ausgedehnt 
werden, für deren internationale Beziehungen das 
Vereinigte Königreich verantwortlich ist, also auf 
britische Kolonien und Protektorate. Das gilt nicht 


für die in der Regelung ihrer außenpolitischen Be- 
ziehungen unabhängigen Commonwealth-Staaten, 
mit denen erforderlichenfalls besondere Doppel- 
besteuerungsabkommen geschlossen werden müß- 
ten. 

Das Abkommen bedient sich nicht, wie die frü- 
heren Abkommen des Deutschen Reiches, nur 
einer, sondern verschiedener Methoden zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung. Grundsätzlich hat 
das Besteuerungsrecht der Vertragstaat, in dem 
der Steuerpflichtige ansässig ist. Bei einigen 
Einkunftsarten läßt das Abkommen ausdrücklich 
eine Besteuerung durch den Staat, aus dem die 
Einkünfte stammen, neben der Wohnsitzbesteue- 
rung zu. Nur in ganz wenigen Fällen ist das Be- 
steuerungsrecht des Wohnsitzstaates ausgeschlos- 
sen. Wenn beide Staaten das Besteuerungsrecht 
ausüben können, ist also noch eine Doppelbesteue- 
rung möglich. In diesen Fällen wird nach Art. XVI 
die Doppelbesteuerung, wenn der Steuerpflichtige 
in Großbritannien ansässig ist, durch Anrechnung 
der deutschen Steuern in Großbritannien vermie- 
den. Wenn der Steuerpflichtige in der Bundes- 
republik unbeschränkt steuerpflichtig ist, werden 
dort seine Einkünfte aus Quellen in Großbritan- 
nien, soweit sie der englischen Besteuerung unter- 
liegen, von der Steuer befreit. Die nach dem Ab- 
kommen in der Bundesrepublik steuerbefreiten 
Einkünfte einer unbeschränkt steuerpflichtigen 
Person können aber bei der Progression des 
Steuersatzes berücksichtigt werden. Für den Fall, 
daß eine natürliche Person in beiden Staaten an- 
sässig ist, wird die dadurch entstehende Doppel- 
besteuerung ebenfalls nach Art. XVI vermieden 
oder gemildert. 

Art. II bringt neben anderen Begriffsbestimmun- 
gen die bereits erwähnten Vorschriften über den 
persönlichen und den örtlichen Anwendungs- 
bereich des Abkommens; insbesondere aber die 
Vorschriften über den Begriff „Betriebstätte“. Hier- 
bei ist, wie in dem Abkommen mit den Vereinig- 
ten Staaten, die allgemeine Richtung des Rechtes 
der internationalen Doppelbesteuerung zu erken- 
nen, den Begriff „Betriebstätte“ einzuengen. Reine 
Einkaufsstellen und bloße Auslieferungslager bil- 
den keine Betriebstätten; eine Tochtergesellschaft 
gilt als solche nicht als Betriebstätte der Mutter- 
gesellschaft. Es wird ferner im einzelnen geregelt, 
wann das Unterhalten von Geschäftsbeziehungen 
durch einen Vertreter in dem anderen Staat als 
das Unterhalten einer Betriebstätte anzusehen ist. 

Die wichtigen Vorschriften über die Besteue- 
rung der gewerblichen Gewinne sind in den 
Art. III bis V enthalten. Nach Art. III sind gewerb- 
liche Gewinne aus einem Unternehmen eines der 
Vertragstaaten oder der Anteil eines Mitunterneh- 
mers an diesen Gewinnen in dem anderen Staat 
nur steuerpflichtig, wenn das Unternehmen durch 
eine dort belegene Betriebstätte gewerblich tätig 
ist. Zu den gewerblichen Gewinnen gehören nach 
Art. II Abs. 1 Buchstabe k auch die Mieten oder Li- 
zenzgebühren für kinematographische Filme. Im 
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Betriebstättenstaat (Quellenstaat) können die Ge- 
winne des Unternehmens nur in Höhe des auf die 
Betriebstätte entfallenden Anteils besteuert wer- 
den; diese Regelung weicht von der des Vertrags 
mit den Vereinigten Staaten ab; dort können im 
Betriebstättenstaat die gesamten, aus Quellen in- 
nerhalb dieses Staates erzielten Einkünfte des 
Unternehmens besteuert werden. Einer Betrieb- 
stätte sind Gewinne aus gewerblicher Tätigkeit in 
der Höhe zuzurechnen, die sie als selbständiges 
Unternehmen ohne jede Abhängigkeit von dem 
Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, hätte 
erzielen können. Diese Vorschrift dient gleichzeitig 
dazu, unzulässige Gewinnverlagerungen zwischen 
der Betriebstätte und dem Unternehmen in dem 
anderen Staat auszuschließen. Das gleiche Ziel ver- 
folgt Art. IV im Verhältnis zwischen rechtlich 
selbständigen, aber wirtschaftlich voneinander 
oder von einer dritten Person abhängigen Unter- 
nehmen. Die Betriebstättenregelung gilt nach 
Art. V nicht für Gewinne, die ein Unternehmen 
eines der Gebiete durch den Betrieb von Schiffen 
oder Luftfahrzeugen erzielt; diese Unternehmen 
werden in dem Vertragstaat besteuert, in dem die 
Person ansässig ist, die das Unternehmen betreibt. 

Art. VI regelt die Besteuerung der Dividenden, 
zu denen in der Bundesrepublik auch die Erträge 
aus Kuxen, GmbH-Anteilen und Genossenschafts- 
anteilen sowie Einkünfte aus der Beteiligung an 
einem Handelsgewerbe als stiller Gesellschafter 
gehören. Für Dividenden, die von einer in der 
Bundesrepublik ansässigen Gesellschaft an eine 
in Großbritannien ansässige und dort damit steuer- 
pflichtige Person gezahlt werden, wird die deut- 
sche Kapitalertragsteuer auf 15 v. H. ermäßigt. Bei 
der Anrechnung der in der Bundesrepublik gezahl- 
ten Steuern in Großbritannien ist nach Art. XVI 
Abs. 2 neben der abgezogenen Kapitalertragsteuer 
der dem Anteil der Dividende am Gewinn ent- 
sprechende Teil der von der Gesellschaft gezahlten 
Körperschaftsteuer und des Notopfers Berlin zu 
berüdcsichtigen. Dividenden, die von einer in 
Großbritannien ansässigen Gesellschaft an eine in 
der Bundesrepublik ansässige und damit steuer- 
pflichtige Person gezahlt werden, sind in Groß- 
britannien von der „surtax“ befreit. 

Art. VII enthält den Verzicht des Quellenstaates 
auf die beschränkte Steuerpflicht bei Zinsen, 
Lizenzgebühren usw., wenn die in dem anderen 
Staat ansässige Person, die die Erträge bezieht, 
keine Betriebstätte im Quellenstaat hat, und soweit 
die gezahlten Zinsen oder Lizenzgebühren nicht 
unangemessen hoch sind. Die für Zinsen getroffene 
Regelung gilt nicht für durch Grundpfandrechte 
gesicherte Forderungen. Insoweit gilt vielmehr die 
Regelung für Einkünfte aus unbeweglichem Ver- 
mögen in Art. XII. 

Art. VIII enthält den Verzicht des Quellen- 
staates auf die Besteuerung der nicht von einer 
Betriebstätte im Quellenstaat erzielten Gewinne 
aus dem Verkauf, der Übertragung oder dem Aus- 
tausch von Kapitalvermögen. Er ist in der Bundes- 


republik von Bedeutung für die beschränkte 
Steuerpflicht bei Einkünften aus der Veräußerung 
einer wesentlichen Beteiligung an einer inländi- 
schen Kapitalgesellschaft. 

Die Art. IX bis XI regeln die Besteuerung der Ein- 
künfte aus freiberuflicher Tätigkeit und aus nicht- 
selbständiger Arbeit. Entsprechend der Betrieb- 
stättenregelung in Art. III können Gewinne aus 
freiberuflicher Tätigkeit einer in dem anderen 
Staat ansässigen natürlichen Person in dem Staat 
der Tätigkeit (Quellenstaat) nur besteuert werden, 
wenn die Person dort einen festen Mittelpunkt für 
diese Tätigkeit hat (Art. XI Abs. 1). Eine Aus- 
nahme gilt nur für freiberufliche Tätigkeit in 
Form von öffentlichen Unterhaltungsdarbietungen. 
Der Staat der Tätigkeit darf Gewinne auf frei- 
beruflicher Tätigkeit jedoch immer besteuern, 
wenn sie nicht im Wohnsitzstaat zur Besteuerung 
herangezogen werden. Einkünfte einer in dem 
anderen Staat ansässigen Person aus nichtselb- 
ständiger Arbeit können grundsätzlich auch im 
Staat der Tätigkeit besteuert werden (Art. XI 
Abs. 2). 

Sowohl bei Einkünften aus freiberuflicher Tätig- 
keit als auch bei Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit ist es nach dem Abkommen unerheblich, 
wo die Tätigkeit verwertet wird. Der Staat der 
Tätigkeit verzichtet unter bestimmten Voraus- 
setzungen bei Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit, die aus öffentlichen Kassen des anderen 
Staates gezahlt werden, und bei Einkünften aus 
freien Berufen oder nichtselbständiger Arbeit, die 
bei einem vorübergehenden Aufenthalt im Tätig- 
keitsstaat erzielt werden, auf sein Besteuerungs- 
recht (Art. IX, Art. XI Abs. 3 und 4). Bei Ruhe- 
gehältern und Renten verzichtet der Quellenstaat 
ebenfalls nach Art. X auf sein Besteuerungsrecht. 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen können 
nach Art. XII auch in dem* Staat, in dem das unbe- 
wegliche Vermögen liegt, besteuert werden. 

Bei Hochschullehrern, Lehrern, Studenten und 
Lehrlingen (in der Bundesrepublik einschließlich 
der Volontäre und Praktikanten) sind in den 
Art. XIII und XIV Steuerbefreiungen für be- 
stimmte Einkünfte vorgesehen. 

Art. XV bestimmt, daß in Großbritannien be- 
schränkt Steuerpflichtige, die in der Bundesrepu- 
blik ansässig sind, die persönlichen Freibeträge in 
Anspruch nehmen können, die den nicht in Groß- 
britannien ansässigen englischen Staatsangehörigen 
gewährt werden. Diese Regelung ist von beson- 
derer Bedeutung bei Dividendenzahlungen einer 
in Großbritannien ansässigen Gesellschaft und 
(neben der Befreiung der Dividenden von der 
„surtax“) eine Gegenleistung des englischen Fiskus 
für die Senkung der deutschen Kapitalertragsteuer 
auf 15 V. H. 

Auf Art. XVI, bei dem es sich um die wichtigste 
Vorschrift des Abkommens handelt, ist bereits 
eingegangen worden. 
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Die weiteren Vorschriften des Abkommens ent- 
halten Vereinbarungen über gegenseitige Rechts- 
hilfe bei den Steuern vom Einkommen, über das 

Verbot der steuerlichen Diskriminierung aus Grün- 
den der Staatsangehörigkeit sowie über die Aus- 
dehnung des Abkommens auf britische Kolonien 
und Protektorate. Das Abkommen gilt nach seinem 
Art. XX auch für das Land Berlin. 

Das Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in 
Kraft; es kann von jeder der Vertragsparteien — 


jedoch nicht vor 1957 — gekündigt werden. 

Art. XXII gibt für diesen Fall besondere Vor- 
schriften über das Außerkrafttreten des Abkom- 
mens. 

Bonn, den 10. Februar 1955 

Schlick 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 1004 — unver- 
ändert nach der Vorlage zuzustimmen. 


Bonn, den 10. Februar 1955 


Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Gülich Schlick 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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